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„Mehr Demokratie wagen“
Ein Blick zurück in die Geschichte

Als mit der Bundestags-
wahl 1969 die fast 20jäh-

rige Vorherrschaft der CDU ge-
brochen wurde und die SPD und 
FDP zum ersten Mal eine Regie-
rung bilden konnten, verkündete 
der neugewählte Bundeskanzler 
Willy Brandt in seiner Regie-
rungserklärung am 28. Septem-
ber 1969 sein heute fast legen-
där gewordenes Programm: Wir 
wollen mehr Demokratie wagen.

Und er setzte hinzu: Wir wer-
den darauf hinwirken, dass jeder 
Bürger die Möglichkeit erhält, 
an der Reform von Staat und Ge-
sellschaft mitzuwirken. Dieses 
Programm hatte eine innen- wie 
außenpolitische Komponente. 
Brandt wollte sowohl die unter 
der CDU-Herrschaft verfestig-
ten konservativen Strukturen im 
Inneren der Bundesrepublik ver-
ändern als auch das Verhältnis 
zu den Ostblockstaaten, speziell 
zur Sowjetunion, aus seiner Er-
starrung lösen; so verstanden ihn 
wenigstens viele seiner Zuhörer.

Dass beide Zielsetzungen 
unmittelbar miteinander zu-
sammenhingen, sollte sich sehr 

bald erweisen. Willy Brandt 
hatte nämlich dem sowjetischen 
Parteichef Breschnew, um sei-
ne neue Ostpolitik nicht zu ge-
fährden, bei seinem Besuch auf 
der Krim 1971 zugesagt, dass 
die neugegründete DKP in der 
Bundesrepublik nicht verboten 
werde. Das aber war das erklärte 
Ziel der christlichen Unionspar-
teien, die, um die Erfolge der so-
zialliberalen Koalition zu kom-
pensieren, ihren jahrzehntelang 
betriebenen antikommunisti-
schen Kurs weiter vorantrieben. 
So kam es zu einer Annäherung 
zwischen Regierung und Oppo-
sition in der Ministerpräsiden-
tenkonferenz vom Januar 1972, 
auf der der sog. Radikalenerlass 
beschlossen wurde, der den ge-
samten Öffentlichen Dienst un-
ter Verdacht stellte und mit dem 
eine Gesinnungsschnüffelei in 
riesigem Ausmaß begann. 

Vergegenwärtigen wir uns, um 
der Politik der SPD substantiell 
näherzukommen, in welcher Si-
tuation Brandt seinerzeit stand. 
Auf den ersten Blick – und so 
gab er es wieder – befand er sich 

in der Situation einer einfachen 
Bedrängnis, nämlich seitens der 
politischen Rechten. In Wirk-
lichkeit stand Brandt zu diesem 
Zeitpunkt, was er aber nicht an-
spricht, jedoch auch schon unter 
Druck von links, der sogenann-
ten Außerparlamentarischen Op-
position (APO), die aus Personen 
und Gruppen in Gewerkschaft, 
der SPD und Hochschulen be-
stand, die mit dem Kurs der Par-
tei seit dem 1959 beschlossenen 
Godesberger Programm zuneh-
mend in Widerspruch geraten 
waren und die seit geraumer Zeit 
kontinuierliche Verstärkung aus 
den Reihen der Studentenbewe-
gung erhielten.

Die APO
Mit dem Godesberger Pro-

gramm (GP) hatte die SPD 
schwergewichtige Teile ihrer 
Tradition über Bord geworfen. 
Der Marburger Politologe Wolf-
gang Abendroth, ein marxisti-
scher Linker, der sehr bald aus 
der Partei ausgeschlossen wer-
den sollte, resümierte: Im GP 
wird jede Klassenanalyse, jeder 

Klassenstandpunkt, jede Überle-
gung zu den realen, wenngleich 
verdeckten Klassengegensätzen 
in der Gesellschaft und deren po-
litischem Ausdruck aufgegeben. 
Es enthält allenfalls halblinke 
CDU-Programmatik, so wie sie 
von der CDU selbst formuliert 
worden war. In vielen Fragen 
steht es weit rechts vom Ahle-
ner Programm der CDU. Im GP 
werden Werte proklamiert, die 
beliebig inhaltlich ausgefüllt 
werden können. Werte, wie sie 
in jedem bürgerlichen Programm 
enthalten waren. Daneben finden 
sich Randbemerkungen gegen 
irgendwelche Exzesse des Mo-
nopolkapitalismus.

Greifen wir nur einige wenige 
Erklärungen heraus: Das Ziel der 
Partei ist, so wird in den Grund-
werten erklärt, der demokrati-
sche Sozialismus. Dafür habe die 
zweite industrielle Revolution 
die Voraussetzungen geschaffen, 
als es ihr gelungen sei, den allge-
meinen Lebensstandard stärker 
als bisher zu erhöhen und die 
Not und das Elend zu beseitigen, 
die noch immer viele Menschen 
bedrücken. Als Bedingungen für 
die Fortsetzung dieses stetigen 
Wirtschaftsaufschwungs wer-
den im Abschnitt über die Wirt-
schafts- und Sozialordnung fol-
gende Aussagen getroffen: Freie 
Konsumwahl und freie Arbeits-
platzwahl sind entscheidende 
Grundlagen, freier Wettbewerb 
und freie Unternehmerinitiative 
sind wichtige Elemente sozialde-
mokratischer Wirtschaftspolitik. 
Die Autonomie der Arbeitneh-
mer- und Arbeitgeberverbände 
beim Abschluss von Tarifverträ-
gen ist ein wesentlicher Bestand-
teil der freiheitlichen Ordnung. 
Aufgabe des Staates ist es allein, 
den Konzentrationsprozess in 
der Wirtschaft zu begrenzen und 
damit die Macht der Großwirt-
schaft zu bändigen. Mit solchen 
Sätzen dekretierte das GP in 
klassischer Weise die bundes-
republikanische Gesellschaft 

als eine sozialpartnerschaftliche 
Ordnung, in der Kapital und 
Arbeit gleichberechtigt um das 
Wohl der Menschen streiten – 
und die Sozialdemokratie in eine 
Volkspartei. Im Endeffekt lief 
diese Gleichsetzung jedoch auf 
eine Versöhnung von Kapitalis-
mus und Demokratie hinaus.

Der erste wichtige Schritt zur 
Durchsetzung des neuen Pro-
gramms war die Annahme der 
Einladung seitens der CDU zur 
Bildung der Großen Koalition, 
die am 1. Dezember 1966 ge-
schlossen wurde, mit Kurt-Ge-
org Kiesinger als Kanzler und 

Willy Brandt als Außenminister.
Der Hintergrund für die Bil-

dung der Großen Koalition war 
die Wirtschaftskrise, die zum 
ersten Mal in der Geschichte der 
Bundesrepublik 1966 ausbrach. 
Zwar gelang es, die Rezession 
zu stoppen, aber der von der 
Bundesregierung eingesetzte 
Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtgesell-
schaftlichen Entwicklung muss-
te in seinem Jahresbericht für 
1968/69 feststellen, dass bis zu 
diesem Zeitpunkt die Profite der 
Unternehmen gewaltig gestie-
gen, während die Reallöhne der 

Der „Irrtum“
In einem Interview von 1986 (s. Angabe unten) räumte Willy 

Brandt ein, dass er sich mit dem Radikalenerlass zwar „geirrt“ 
habe, um anschließend aber sogleich zu beteuern, alles zur Kor-
rektur dieses Irrtums getan zu haben:

„... bereits auf dem SPD-Parteitag 1973 in Hannover habe ich 
bekannt gemacht, dass angesichts des unbefriedigenden Ergeb-
nisses dieser Beschluss »durch Korrekturen präzisiert «werden 
müsse. Hierzu hat die Bundesregierung 1974 einen Gesetzent-
wurf vorgelegt, der im Parlament keine Mehrheit fand. In den 
Bereichen, in denen die SPD Regierungsverantwortung trug, ist 
daraufhin eine Liberalisierung in Gang gesetzt worden, die 1976 
in Gestalt eines geänderten Verwaltungsverfahrens zum Erfolg 
geführt hat.“

Willy Brandt war also zu diesem Zeitpunkt tatsächlich der Mei-
nung, dass der höchst undemokratische Beschluss durch einzelne 
Korrekturen verbessert und auf dem Verwaltungswege bereinigt 
werden konnte.

Dem Verdrängungsprozess, der bei Brandt sichtbar wurde, 
fügte sein Nachfolger Bundeskanzler Helmut Schmidt auf dem 
Bundeskongress der IG Bau-Steine-Erden am 22. Oktober 1979 
in Berlin eine weitere besondere Note zu, als er die Delegierten 
anpflaumte: „Dieser Erlass ist, was die Bundesregierung angeht, 
längst nicht mehr in Kraft. Ich bitte, das endlich einmal zur Kennt-
nis zu nehmen und sich nicht von irgendwelchen Leuten, die ein 
Interesse daran haben, die Zustände in unserem Lande herabzu-
setzen, für dumm verkaufen zu lassen.“

Zum 15. Jahrestag des Extremistenbeschlusses 1987 hat sich 
Willy Brandt noch einmal in der eigenen Presse im „Vorwärts“ zu 
Wort gemeldet. In diesem Artikel gestand er immerhin ein, dass 
der Beschluss mehr Schaden als Nutzen angerichtet habe und 
nannte dafür als Hauptgrund: Statt das dienstliche Verhalten zum 
Maß der Verfassungstreue zu nehmen, wurde das Toleranzgebot 
gegenüber Andersdenkenden verletzt.

H.B.-E.; M.A.W.K.

Willy Brandt: „…wir sind nicht zu Helden geboren": Ein Ge-
spräch über Deutschland mit Birgit Kraatz, S. 132
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Arbeitnehmer_innen weit hinter 
ihnen zurückgeblieben, wenn 
nicht gar gesenkt worden waren. 

Die Notstandsgesetze
Ein, wenn nicht der Haupt-

grund für die Bildung der Gro-
ßen Koalition aber war wohl das 

parlamentarische Durchbringen 
der Notstandsgesetze, für das, 
wegen der beabsichtigten Grund-
gesetzänderungen, eine Drei-
viertelmehrheit benötigt wurde. 
Doch auch der Gesetzentwurf, 
den die Koalitionsregierung 
schon bald nach ihrem Amtsan-

tritt vorlegte, stieß auf die em-
pörte Ablehnung der APO, weil 
er für bestimmte innen- und au-
ßenpolitische Situationen nicht 
nur Gewaltanwendungen gegen 
elementare Rechte der Arbeiter_
innen und der breiten Maße der 
Bevölkerung, sondern auch die 

1,4 Millionen Regelanfragen
Anfang der 1970er Jahre sahen Politiker_innen 

aller großen Parteien die demokratische Grund-
ordnung in Gefahr. Deshalb sollte das Beamten-
tum vor denjenigen geschützt werden, die das po-
litische System der Bundesrepublik untergraben 
würden. Und so einigten sich die Ministerpräsi-
denten der Länder und der sozialdemokratische 
Bundeskanzler Willy Brandt am 28. Januar 1972 
auf den sogenannten Radikalen-Erlass. Vorreiter 
war die Freie und Hansestadt Hamburg, die be-
reits ein halbes Jahr zuvor die Verfassungstreue 
von Bewerber_innen für den öffentlichen Dienst 
überprüfen ließ. „Es genügt hinsichtlich der 
Nicht-Einstellung der ernsthafte Zweifel daran,“ 
so damals Hamburgs Bürgermeister Peter Schulz 
(SPD), „dass der Bewerber sich nicht für unsere 
demokratische Grundordnung einsetzt“.

In der Folge mussten Bewerber_innen für den 
Öffentlichen Dienst sich Fragen wie diese gefallen 
lassen: „Waren Sie schon einmal in der DDR? Ha-
ben Sie als Student an politischen Versammlungen 
teilgenommen? Waren Sie schon einmal auf einer 
Feier der DKP? Haben Sie schon einmal den Be-
griff Imperialismus in der BRD verwendet?“ Ein 
„Ja“ als Antwort konnte die Aussichten auf eine 
Beamtenlaufbahn zunichte machen. Verdächtige 
wurden zum Teil über Jahre hinweg vom Verfas-
sungsschutz beobachtet.

Insgesamt 1,4 Millionen Regelanfragen an die 
Verfassungsschutzämter wurden durchgeführt. In 
etwa 11.000 Fällen kam es wegen vermeintlich 
verfassungsfeindlicher Aktivitäten oder Zugehö-
rigkeit zu einer verfassungsfeindlichen Organisa-
tion zu Nichteinstellungen von Bewerbern. In 136 
Fällen fanden Entlassungen statt. Dafür wurde 
Deutschland im In- und Ausland heftig kritisiert. 
Das Wort vom Berufsverbot und von der Gesin-
nungsschnüffelei machte die Runde, so Literatur-
nobelpreisträger Günter Grass: „Der Radikalen-
Erlass ist ein Wahnsinnsakt der Demokratie, die 
sich ihrer eigenen Stärke nicht bewusst ist. Was 
sie aber nicht verträgt, ist eine verbrämte Auffor-
derung zur Denunzierung.“

1975 entschied das Bundesverfassungsgericht, 
die Eignung eines Bewerbers oder einer Bewer-
berin hänge nicht von der Mitgliedschaft in Or-
ganisationen, sondern von dem Verhalten und der 
Persönlichkeit ab. 1976 legte die Bundesregierung 
neue Richtlinien zum Radikalen-Erlass fest. Ein-
zelne Regelungen wurden im Sinne der Bewer-
ber_innen verbessert. So hatten diese das Recht, 
einen Anwalt einzuschalten. In Einzelfällen sollte 
der zuständige Minister entscheiden. Doch der 
Radikalen-Erlass blieb umstritten.

Bundeskanzler Helmut Schmidt räumte 1978 
ein, man habe „mit Kanonen auf Spatzen“ ge-
schossen. Sein Vorgänger Willy Brandt, der sein 
Amt einst mit dem Slogan „mehr Demokratie wa-
gen“ angetreten hatte, bewertete den Radikalen-
erlass rückblickend als Irrtum seiner Regierung. 
Doch in vielen Bundesländern gingen die Regel-
anfragen bis in die 1980er Jahre weiter. Hamburgs 
Bürgermeister Hans-Ulrich Klose erklärte 1979: 
„Sie können mich prügeln, aber das Ergebnis 
meines Nachdenkens lautet: Ich stelle lieber 20 
Kommunisten ein, als dass ich 200.000 junge 
Leute verunsichere.“ 1979 verabschiedete sich 
der Bund vom Radikalen-Erlass. Bis alle Bundes-
länder nachgezogen hatten, vergingen noch Jahre. 
Das Bundesland Bremen hat den Radikalen-Erlass 
sogar erst im Januar 2012 abgeschafft.

Text gekürzt: MICHAEL MAREK
Deutsche Welle (Redaktion: Volker Wagener)

Weise?
Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) 

will dafür sorgen, dass Extremist_innen rascher 
den öffentlichen Dienst (ÖD) verlassen müssen. 
»Verfassungsfeinde werden wir schneller aus dem 
öffentlichen Dienst entfernen als bisher«, sagte sie 
bei der Jahrestagung des Beamtenbundes. Hier 
gelte es, die Rahmenbedingungen so zu setzen, 
dass »schneller und konsequenter« gehandelt wer-
de – auch wenn es letztlich nur um »sehr, sehr we-
nige Fälle« gehe. Aktuell gehe die größte Gefahr 
vom Rechtsextremismus aus.

nach dpa vom 10.1.2022

Außerkraftsetzung wesentlicher 
parlamentarisch-demokratischer 
Regeln und Prinzipien vorsah. 
Die Empörung kumulierte in der 
Gründung des Kuratoriums Not-
stand der Demokratie, das am 
30. Oktober 1966 in Frankfurt 
einen viel besuchten und beach-
teten Kongress in der Akadamie 
der Arbeit durchführte. Organi-
sator der Veranstaltung war in 
erster Linie der Sozialistische 
Deutsche Studentenbund (SDS), 
dem es gelungen war, die Unter-
stützung größerer Teile der Ge-
werkschaften, vor allem der IG 
Metall, zu gewinnen, besonders 
über IG-Metall-Stipendiaten 
und SDS Mitglieder wie Helmut 
Schauer („Kongress-Schauer“). 
Doch diese Kooperation hatte 
eine innere Grenze. Der SDS 
strebte an, die von ihm befürch-
tete Notstandsdiktatur durch den 
gewerkschaftlichen General-
streik zu verhindern, doch einen 
politischen Streik wollte die Me-
tall-Gewerkschaftsführung we-
der gegen die SPD noch gegen 
das Parlament einsetzen.

Ein neuer Akteur
Wie kam der SDS in diese 

Rolle des Akteurs? Der SDS, ur-
sprünglich ein der SPD naheste-
hender Studentenverband, war 
1961 mit einem Unvereinbar-
keitsbeschluss bedacht worden, 
weil er den Godesberger Gang 
nicht mitmachen wollte. Grund-
lage der Gesellschaftskritik, die 
er in der Folgezeit entwickelte, 
war die Wiederentdeckung des 
Marxismus. Seine Rezeption 
hatte bisher ein blinder Antikom-
munismus verhindert. Nunmehr 
waren Aufarbeitungen des dia-
lektischen und historischen Ma-
terialismus, mit ihm verbundene 
Gedankengänge des Existenzia-
lismus (Sartre), der Psychologie 
Freuds (Marcuse, Reich) und der 
Kritischen Theorie der Frank-
furter Schule (Adorno, Horkhei-
mer) Gegenstand der Seminare 
und Diskussionen. Integraler 

Bestandteil dieser Wiederentde-
ckung war dabei aber die Ableh-
nung des dogmatischen Sowjet-
marxismus.

Neben den Notstandsgesetzen 
waren es drei weitere Ereignisse, 
die die Mobilisierung der APO 
immens steigerten: die Protes-
te gegen die Ermordung Benno 
Ohnesorgs am 2. Juni 1967 und 
gegen den Anschlag auf Rudi 
Dutschke am 11. April 1968, 
die ebenso spontane wie wüten-
de Demonstrationen gegen die 
Springer-Presse auslösten sowie 
der Berliner Anti-Vietnamkon-
gress am 17./18. Februar 1968, 
der ein unverkennbares Signal 
setzte für den Befreiungskampf 
der Dritten Welt wie auch gegen 
den amerikanischen Imperia-
lismus, wobei auch zunehmend 
dessen Rolle im Nato-Bündnis 
ins Blickfeld der Kritik geriet. 
Wie groß die Oppositionsbe-
wegung, wie groß der Wunsch 
nach Veränderung, konkret: 
nach Beendigung der Großen 
Koalition und nach Demokrati-
sierung der bundesrepublikani-
schen Gesellschaft war, bewies 
eine Infas-Umfrage im Herbst 
1968: Danach forderten 42 Pro-
zent der Bundesbürger_innen 
grundlegende Reformen, da das 
politische und gesellschaftliches 
System in der Bundesrepublik so 
rückständig ist, dass es mit klei-
nen Änderungen nicht getan ist.

Vor diesem Hintergrund war 
auch der Aufruf des damals be-
kanntesten Studentenführers 
Rudi Dutschke an seine Kom-
militon_innen zu verstehen, 
nach dem Studium einen langen 
Marsch durch die Institutionen 
anzutreten und eine praktisch-
kritische Tätigkeit in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen auf-
zunehmen.

Das Kabinett
der inneren Reformen

Die Bundestagswahl 1969 
stellte die Weichen dafür, dass 
SPD (mit 42,7 Prozent) und FDP 

(mit 5,8 Prozent) eine soziallibe-
rale Regierung bilden konnten, 
mit Willy Brandt als Bundes-
kanzler und Walter Scheel als 
Außenminister, während die 
CDU (mit 36,6 Prozent) zum 
ersten Mal in die Opposition ge-
drängt wurde.

Wie konnte es zu einem solch 
positiven Ergebnis für die SPD 
kommen, obwohl die Kritik der 
vergangenen Jahre vielfach auch 
ihr gegolten hatte? Nur zwei 
Gründe seien angedeutet: Es war 
der Opposition nicht gelungen, 
eine überzeugende Alternativ-
organisation aufzubauen und der 
umfangreiche Reformkatalog, 
mit dem die SPD den Wahl-
kampf bestritten hatte, machte 
sie in den Augen auch vieler Kri-
tiker zu dem kleineren Übel, das 
eine weitere CDU-Herrschaft 
verhindern konnte. Insbesondere 
das Versprechen, die Feindschaft 
gegen den Ostblock abzubauen 
und auch in dieser Richtung eine 
Friedenspolitik zu begründen, 
verschaffte der SPD einen nicht 
unbedeutenden Zuspruch.

Als Willy Brandt in seiner 
Regierungserklärung von 1969 
von „mehr Demokratie wagen“ 
sprach, störte sich kaum jemand 
an der vagen Formulierung, 
sondern man nahm es als An-
kündigung eines umfassenden 
Reformprogramms. Es sollte an-
ders kommen als gedacht.

MANFRED H.W. KÖHLER
Vom Berufsverbot

Betroffener LV Hessen/Historiker

HARTMUT BARTH-ENGELBART
Vom Berufsverbot

Betroffener LV Hessen/Publizist

Abdruck (gekürzt) mit freundlicher 
Genehmigung der Autoren,

die uns die Genehmigung
gaben, ihren Text neu zu

strukturieren – d. h. von ihnen 
stammt auch der Text im Kasten

auf S. 49. Der gesamte Text
findet sich unter:

http://www.barth-engelbart.
de/?p=2370
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Eine ganze Generation 
mundtot gemacht 
Die nachfolgenden Fragen stellte die hlz-Redaktion damals vom Berufsverbot 
Betroffenen. Wir legten den Fokus auf die persönliche Betroffenheit, die sich 
allerdings nicht ohne die politischen Überzeugungen beschreiben lässt.

Wie hast du dich gefühlt, als 
du den Brief erhalten hast,  in 
dem dir mitgeteilt wurde, dass 
du nach erfolgreich abgeschlos-
senem Referendariat keine Stelle 
im Hamburger Schuldienst be-
kommen würdest?

Nachdem ich im Frühsommer 
1974 die Zuweisung zum Stu-
dienseminar erhalten hatte, war 

ich dann doch überrascht, als 14 
Tage später die Mitteilung kam, 
ich dürfe nur „in einem privat-
rechtlichen Ausbildungsvertrag“ 
in die 2. Phase der Ausbildung. 
Begründet mit „Zweifeln an 
der Verfassungstreue“ aufgrund 
eines Dossiers des Verfas-
sungsschutzes (als 18-Jähriger 
Zugehörigkeit zu einer linken 
Schülergruppe, Tätigkeit für 

die SDAJ, Mitgliedschaft in der 
DKP).

Von meinen politischen Auf-
fassungen war ich damals über-
zeugt. Dass es Berufsverbote 
gab, wusste ich, einige traf es, 
einige nicht. Trotzdem habe ich 
die erste „Anhörung“ am 9. Fe-
bruar 1976 als Horror in Erinne-
rung.

Nach der 2. Staatsprüfung 

Protest von Betroffenen anlässlich des Besuchs von Willy Brandt in der „Fabrik“ in Altona, 4.9.76, Links Joachim 
Kroll, ohne Schild – aus Angst, seinen Job an der Privatschule zu verlieren

wurde ich Sommer 1976 nicht 
eingestellt – Berufsverbot.

Hast du dich von deinen Mit-
streiter_innen ausreichend un-
terstützt gefühlt?

Es gab ja zahlreiche Initiati-
ven, Unterschriftensammlungen, 
Veranstaltungen, auch Einladun-
gen ins Ausland, wo Betroffe-
ne über ihren Fall berichteten. 
Ich war z.B. vom Studentenrat 
einer PH bei Arhus/Dänemark 
eingeladen. Das Ganze wurde 
unterstützt und getragen von 
der „DKP-nahen Initiative“ um 
Horst Bethge u.a. 

Mir hat das alles sehr gehol-
fen, mich nicht allein gelassen 
zu fühlen.

Wirklich gelitten habe ich erst, 
als 1979 mit Klose die Berufs-
verbote erledigt waren (jeden-
falls die aufgrund bloßer Mit-
gliedschaften), denn ich wurde 
ja trotzdem nicht eingestellt mit 
einer Examensnote 3. An einer 
Privatschule war ich inzwischen 
entlassen worden. Nach längerer 
Arbeitslosigkeit vermittelte mir 
das Arbeitsamt eine Stelle als 
Verwaltungsangestellter, ausge-
rechnet in der Personalabteilung 
der Schulbehörde!

Es war vor allem die „Be-
triebsgruppe Arbeitslose“ der 

GEW, die mich in dieser Zeit ge-
stützt hat. In der Öffentlichkeit 
interessierten die letzten Fälle ja 
kaum noch, eine sehr belastende 
Zeit für mich.

Erst 6 Jahre später endete 
mein Berufsverbot nach fast 10 
Jahren mit einem „Vergleich“. 
Ich durfte Lehrer werden, ver-
zichtete aber auf alle weiterge-
henden Ansprüche.

Wie siehst du heute deinen 
Fall?

Natürlich teile ich meine po-
litischen Überzeugungen der 
damaligen Zeit heute nicht: das 
weitgehend unkritische Verhält-
nis zur DDR, die Leugnung der 
in der Geschichte der Kommu-
nisten begangenen Verbrechen 
usw. 

Andererseits: Das Eintreten 
für demokratische Veränderun-
gen, eine gerechte Gesellschafts-
ordnung, „Chancengleichheit“, 
das Auftreten gegen jegliche 
Diskriminierung, der Kampf 
gegen alte und neue Nazis war 
damals wie heute Grundlage un-
serer Überzeugungen. 

Mit dem „Vergleich“ und mei-

ner Einstellung in den Schul-
dienst habe ich keine materiellen 
Ansprüche mehr. Berufsverbote 
sind für mich insofern nicht er-
ledigt, als damit eine ganze Ge-
neration mundtot gemacht und 
von jeglichem kritischen Enga-
gement abgehalten werden soll-
te. Eine Entschuldigung bei allen 
(!) Betroffenen wäre angebracht. 
Der Begriff der „aus heutiger 
Sicht zu Unrecht Betroffenen“ 
(Bürgerschaft) langt da nicht.

JOACHIM KROLL

PZD-Formular. Ein 17-jähriger Schüler bewirbt sich als Nachhilfelehrer 
in einem Heim des Amtes für Schule. Dies hat bereits eine Nachfrage 
beim Verfassungsschutz zur Folge. Das Original wurde mir 1979 von 
einer Personalsachbearbeiterin zur Verfügung gestellt. Rücklauf von der 
Innenbehörde: „keine Beanstandung“ (s. Markierung Kreis). J.K.

Joachim Kroll (70) heute

Joachim Kroll als 
Verwaltungsangestellter in der 
Schulbehörde, März 1985
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Infame Taktik
Wie hast du dich gefühlt, als 

du den Brief erhalten hast,  in 
dem dir mitgeteilt wurde, dass 
du nach erfolgreich abgeschlos-
senem Referendariat keine Stelle 
im Hamburger Schuldienst be-
kommen würdest?

Schlimmer als die existenziel-
le Notlage habe ich das Gefühl 
völliger Bloßstellung empfun-
den: Da wusste jemand offen-
sichtlich genauer als ich selber, 
wann ich mich in den letzten 
beiden Jahren auf einer Demon-
stration oder einer politischen 

Veranstaltung befunden hatte. 
Das war sehr schockierend, zu-
mal es sich ausnahmslos um Ver-
anstaltungen handelte, die nicht 
verboten waren.

Es war außerdem meines Wis-
sens zum ersten Mal, dass in 
Hamburg jemand betroffen war, 
der sich politisch links von der 
DKP verortete. Außerdem gab 
es viele Lehramtsstudierende 
und Lehrer_innen, die politisch 
deutlich mehr im Vordergrund 
standen als ich. Ich würde mich 
eher als aktive „Mitläuferin“ be-
zeichnen.

Da die Informationen nur aus 
meinem unmittelbaren Umfeld 
stammen konnten, stellte sich 
auch zwangsläufig die Frage: 
„Wer war der Spitzel?“. In guten 
Phasen gelang es mir, dieser Fra-
ge nicht nachzugehen, aber na-
türlich gab es Nächte, in denen 
ich gegrübelt habe: „Wer könnte 
es gewesen sein?“ Natürlich war 
mir klar, dass solche Gedanken 
ein beabsichtigtes Spaltungsma-
növer waren.

Überhaupt war die Spaltungs-

taktik der Vertreter der „Frei-
en und Hansestadt Hamburg“ 
schwer zu ertragen. So habe 
ich zum Beispiel gegenüber der 
Behörde die Mitgliedschaft im 
KB bestritten. Als Zeugin für 
die Mitgliedschaft benannte die 
Behörde jedoch keinen Spitzel, 
sondern eine gute Freundin von 
mir, auch Lehrerin, auch allein-
erziehende Mutter, bereits auf 
Lebenszeit verbeamtet, für die 
diese Benennung natürlich eine 
existentielle Bedrohung darstell-
te.

Diese infame Taktik fand ih-
ren Höhepunkt, als mein Mitbe-
wohner in unserer Wohngemein-
schaft, Hans-Werner Schäfer, der 
nach der erfolgreichen Zeit als 
„Beamter auf Probe“ vorzeitig 
zum „Beamten auf Lebenszeit“ 
ernannt werden sollte, in seiner 
Personalakte folgenden Text 
fand: „Hans- Werner Schäfer ist 
seit…. in… bei Breustedt wohn-
haft gemeldet. Sabine Breustedt 
ist als Lehrerin durch Beschluss 
der Senatskommission für die 
Behandlung von Extremisten in 
der Verwaltung vom…. wegen 
aktiver Zugehörigkeit zum KB 
abgelehnt worden.“

Hast du dich von deinen Mit-
streiter_innen ausreichend un-
terstützt gefühlt?

Anfangs gab es eine große 
Welle der Unterstützung, beson-
ders, als mir die Bundesstelle der 
GEW keinen Rechtsschutz ge-
ben wollte, sondern stattdessen 
argumentierte , es müsse zuerst 
geklärt werden, ob ich nicht ei-
ner unter den „Unvereinbarkeits-
beschluss der GEW fallenden 
Organisation“ angehöre. In die-
ser Zeit war es für mich völlig 
unproblematisch, die anfallen-
den Gerichtskosten zu sammeln.

Aber je länger sich das Verfah-
ren hinzog – immerhin länger als 
fünf Jahre – , desto schwieriger 
war es für mich, schon wieder 
den Klingelbeutel aufzuhalten. 

Umso dankbarer war ich, dass 
die GEW Hamburg beschlos-
sen hatte, mir ab der 2. Instanz 
Rechtsschutz zu gewähren.

Was ich als anstrengend emp-
funden habe, ist dieses „Eintre-

ten für mich selber“ gewesen. 
Tatsächlich kann ich mich wohl 
besser für andere Menschen en-
gagieren.

Außerdem fand ich es schwie-
rig, mir unter Lehrer_innen Un-
terstützung zu holen, während 
ich selbst nicht als Lehrerin ar-
beiten durfte, d.h. nicht mehr 
täglich mit Lehrer_innen zusam-
mentraf, sondern solche Treffen 
erst organisieren musste.

Besonders dankbar bin ich 
Rechtsanwalt Uwe Mäffert, der 
mich sehr gut beraten hat. Als 
ich zum ersten Mal die 2. Instanz 
verloren habe, wollte ich tat-
sächlich aufgeben und das hat er 
mir ausgeredet und wollte sogar 
ohne Honorar, nur der Sache we-
gen, mein Vertreter vor Gericht 
sein.

Im Sommer 2021

Immerhin mit DurchwahlnummerHamburger Morgenpost 21.3.80
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Das Damoklesschwert 
hing über einem

Wie hast du dich gefühlt, als 
du das Papier mit der Absage, 
nicht in den staatlichen Dienst 
aufgenommen beziehungsweise 
aus diesem entlassen zu werden, 
in den Händen hieltest?

Ich war bereits seit mehreren 
Jahren im Schuldienst, stand ei-
gentlich vor der Verbeamtung 
auf Lebenszeit und wurde all-
gemein als Lehrer geschätzt: Er-
schrecken, meinen gern ausge-
übten Beruf zu verlieren, „Aha, 
jetzt schlagen sie also zu.“ Meine 
Mitbewohnerin Sabine Breustedt 
war bereits ein Jahr vorher nicht 
in den Schuldienst übernommen 
worden. „Wie wollen die das 
begründen? Woher haben die 
die Informationen?“ Dem ersten 
Schreiben lagen ja keine „Be-
weise“, sondern nur Behauptun-
gen bei. Das Gefühl/ die Sorge: 
Jetzt kann/wird sich mein Leben 
noch mal grundsätzlich ändern... 
Das Bewusstsein, dass ich jetzt 
in eine anstrengende Mühle ge-
raten bin, die einen langen Atem 
braucht, dass ich aber dabei nicht 
alleine bin. Kämpfen wollen, wir 

haben gute Karten, wir werden 
es denen zeigen....

Hast du dich genügend von 
deinen Mitkämpfer_innen unter-
stützt gefühlt?

Die Antwort ist politisch 
hoch ambivalent: Mein engstes 
Umfeld hat von Anfang an die 
Haltung geteilt, dass wir uns mit 
allen Mitteln wehren werden, 
obwohl mein drohendes Berufs-
verbot auch Folgeängste bei an-
deren ausgelöst hat, aber in den 
vier Jahren der Abwehr war für 
mich die wichtigste Erfahrung, 
dass es zuallererst auf mich sel-
ber ankommt, dass ich fast jeden 
Tag mit diesem Kampf beschäf-
tigt war und ihn immer wieder 
aufnehmen musste, dass ich aber 
sehr verlässliche Partner_innen 
dabei hatte, zunächst die engen 

Als Personalrat Anfang der 90er 
Jahre

Wie siehst du heute deinen 
Fall?

In den langen Jahren, in denen 
ich auf eine Entscheidung ge-
wartet habe, gab es viele schwe-
re und belastende Stunden. Wenn 
ich heute an diese Jahre zurück-
denke, habe ich das Gefühl, dass 
mir jemand einen schweren Stein 
auf den Oberkörper legt…..

Sechs Jahre sind eine lange 
Zeit, besonders in diesem Alter. 
So hatte ich zum Beispiel große 
Angst, dass ich gar nicht mehr 
unterrichten könnte; mein Leben 
an der Schule schien mir sehr 
lange her zu sein.

Heute sehe ich eher, dass es 
für mich auch eine gute Gele-
genheit war, aus dem Kreislauf 
„Schule – Uni – und dann wie-

der Schule“ herauszukommen 
und ganz andere Arbeits- und 
Lebenswelten kennenzulernen. 
So habe ich zuerst drei Jahre 
lang in der Reparaturabteilung 
einer großen Hamburger Werft 
gearbeitet und habe englische 
und französische Rechnungen 
getippt. Die Schreibmaschine 
konnte ich blind und schnell be-
nutzen. Meine Kollegen dort wa-
ren fast nur ältere Männer, denen 
ich zeigte, dass „Fräulein Breu-
stedt“ nicht automatisch fürs 
Kaffee-Kochen zuständig war. 
Aus dieser Zeit habe ich einen 
guten Freund, mit dem ich noch 
heute Kontakt habe.

Aber natürlich war meine 
Arbeit monoton und ziemlich 
langweilig, deshalb habe ich 
mich für die Stelle als Gemein-

desekretärin in der „Evange- 
lischen Studentengemeinde 
(ESG)“ beworben und die dann 
auch bekommen. Die ESG war 
in diesen Jahren das Zentrum 
der entwicklungspolitischen So-
lidaritätsgruppen, so konnte ich 
z.B. eine Blutspendenaktion für 
die „Sandinistische Befreiungs-
front“ in Nicaragua mit organi-
sieren – ohne zu ahnen, welche 
Entwicklung der Sandinist Dani-
el Ortega einmal machen würde.

Unvergessen sind die Aus-
einandersetzungen mit der Kir-
chenleitung um „zu viel Politik“ 
und zu wenig „Kirche“, und die 
Wegbegleiter_innen von damals 
sind noch heute wichtige Freun-
de und Freundinnen für mich.

SABINE BREUSTEDT

Freund_innen, meine Familie, 
ein Kreis von Kolleg_innen (der 
in der Schule Unterschriften 
sammelte und sich dabei z.T. 
heftigen Diskussionen aussetz-
te), der zuständige Personalrat, 
meine beiden super Rechtsan-
wälte, eine kleine feste Gruppe, 
die mit mir zusammen politisch 
gegen die Berufsverbote ge-
kämpft und z.B. bei dem Verfas-
sen unserer Broschüre (s. Quelle 
zur Grafik S. 58 oben) geholfen 
hat. Für viele der Genannten 
galt, dass sie sich durch meinen 
„Fall“ zum ersten Mal mit der 
Berufsverbotepolitik auseinan-
dergesetzt haben und so zu deren 
Gegner_innen wurden.

Diese Unterstützung war umso 
wichtiger, als dass wir (die zu 
den sog. K-Gruppen zugerech-
neten von Berufsverbot Betrof-
fenen bzw. Bedrohten) von der 
DKP und ihr nahestehenden Or-
ganisationen eher nicht als sol-
che gesehen wurden, z.T. etwa 
nach dem Motto: „So radikal, 
selber schuld...“. So war auch 
die Situation in der GEW ambi-
valent: In Zusammenhängen, die 
auf persönlicher Bekanntschaft 
und Vertrauen basierten, gab es 
große Solidarität (bis dahin, dass 
ich von meiner Fachgruppe als 
Delegierter zum Bundesgewerk-
schaftstag gewählt wurde), doch 
je weiter die Handelnden ent-
fernt waren, umso dogmatischer 
(siehe auch UVBs und Verwei-
gerung von Rechtsschutz) ge-
staltete sich deren Umgang mit 
dieser Gruppe unliebsamer vom 
Berufsverbot Betroffenen bzw. 
Bedrohten. Eine sehr rühmli-
che Ausnahme bildete dabei die 
Berufsverbotekommission des 
Landesvorstands, die von dem 
damaligen stellvertretenden Vor-
sitzenden geleitet wurde. In ihr 
waren alle Berufsverbote“fälle“ 
willkommen und Thema. 

Durch unsere Klein-Klein-
Arbeit wurde die Unterstützung 
langsam immer breiter. So fand 
sich z.B. eine Gruppe ehemali-

ger Schüler_innen zusammen, 
die sich regelmäßig mit mir im 
„Borchers“ getroffen hat, um 
Schritte des Kampfes und der 
Öffentlichkeitsarbeit zu be-
raten. Als Ergebnis sammelte 
diese Gruppe selbständig inner-
halb weniger Wochen weit über 
1000 Unterschriften im Umfeld 
ehemaliger und aktueller Schü-
ler_innen an ihren Studienorten 
(vornehmlich der HWP) und 
anderswo und überreichte diese 
Sammlung der Senatskanzlei. 
Einer dieser ehemaligen Schüler 
schrieb sogar eigenständig einen 
kleinen Artikel für die hlz. Aber 
eine Delegation dieser Gruppe, 
die nach Beschluss der gesam-
ten Gruppe die „Landesinitiative 
Weg mit den Berufsverboten“ 
aufsuchte, um sich über weitere 
mögliche Schritte beraten zu las-
sen, musste die für sie empören-
de Erfahrung machen, dass sie 
als erstes gefragt wurde, ob ich 
denn auf dem Boden der freiheit-
lich-demokratischen Grundord-

nung stehe. 
Erwähnt werden sollte an die-

ser Stelle, dass in dem Beschrie-
benen Solidarität und Unter-
stützung die eine Triebfeder der 
Handelnden war, die andere aber 
ein durchaus eigenes Interesse 
an und Bereitschaft zu einem 
gemeinsamen Kampf gegen die-
se und andere Arten staatlicher 
Schnüffelei und Repression.

Auch national und selbst in-
ternational (Frankreich, Däne-
mark) gewannen wir zunehmend 
Aufmerksamkeit und z.T. (ge-
ringes) mediales Interesse. Die 
Vorstellung meines „Falls“ bei 
verschiedenen Gelegenheiten in 
Frankreich stieß immer wieder 
auf ungläubiges Staunen und 
Entsetzen, dass die Mitglied-
schaft in einer nicht verbotenen 
kommunistischen Organisation 
nicht vereinbar mit der Arbeit 
als Lehrer_in sein sollte. Als 
wir Ende der 70-iger Jahre nach 
Kopenhagen reisten, um auf ei-
nem Kongress dort meinen und 

Die Entlassung – kurz und knapp
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andere persönliche „Fälle“ so-
wie die „german Berufsverbote“ 
insgesamt vorzustellen, fand das 
bei einem Abgeordneten des Ko-
penhagener Stadtparlaments so 
großes Interesse, dass wir noch 
den Rest des Abends bis spät 
in die Nacht darüber diskutier-
ten. Fortan betrieb er in seinem 
politischen Umfeld Öffentlich-

keitsarbeit zu den deutschen 
„Berufsverboten“ (das Wort ist 
in verschiedene europäische 
Sprachen so eingegangen). Aus 
dieser Begegnung wurde eine bis 
heute nachhaltige enge Freund-
schaft. 

Als fast am Ende meines Be-
rufsverboteverfahrens der Pro-
zess vor dem Verwaltungsgericht 

Hamburg stattfinden sollte (er 
wurde vertagt und schließlich 
auf Grund der „Klose-Wende“ 
eingestellt), waren viele mei-
ner ehemaligen Schüler_innen , 
Schul- und Gewerkschaftskol-
leg_innen und Freund_innen als 
Beobachter_innen anwesend. 
Und als dann endlich im Herbst 
1980 mehrere Berufsverbote-

verfahren (ich meine mich zu 
erinnern, dass es ca. 1 Dutzend 
waren) gleichzeitig eingestellt 
wurden, gelang es uns, den Be-
troffenen unterschiedlichster 
politischer Zugehörigkeit, eine 
gemeinsame Freudenfeier über 
die dogmatischen Grenzen hin-
weg in der ESG zu veranstalten, 
zu dem all die genannten Unter-
stützer_innen eingeladen waren.

Wie siehst du heute „deinen“ 
Fall?

Ich persönlich hatte insofern 
Glück, als ich während des Ver-
fahrens bereits im Schuldienst 
war und mir von dortiger Seite 
gute Arbeit bescheinigt wurde. 
Deshalb musste der Versuch, 
mich sofort zu suspendieren, was 
in anderen Fällen vollzogen wur-
de, sehr bald scheitern. Ich hatte 
also während der vier Jahre des 
Verfahrens und Abwehrkampfes 
immer mein vertrautes beruf-
liches Umfeld (s.o.) und somit 
auch keine existentielle Not. 
Dennoch gab es natürlich auch 
Phasen des Zweifels und so habe 
ich mich auch oft sozusagen mit 
einem Plan B beschäftigt: Im 
Laufe der Erfahrung der – auch – 
juristischen Auseinandersetzung 
reifte die Idee heran, es könne 
sich lohnen, Jurist zu werden. 

Bedauerlicher Weise gerieten 
viele betroffene Kolleg_innen in 
sehr viel bedrohlichere Situati-
onen: Sie wurden erst gar nicht 
in den Schuldienst übernommen, 
manche aus ihm entlassen. So 
ist meine Bilanz, die teilweise 
schon während des Verfahrens 
in mir wuchs und nach Ab-
schluss für mich ganz deutlich 
war, eine sehr persönliche: Ich 
fühlte mich gestärkt und ermu-
tigt, für meine Sachen einzuste-
hen. „Was kann mir jetzt noch 
passieren?“ Insofern möchte ich 
die Erfahrungen der vier Jahre 
bis heute nicht missen, denn sie 
haben ihren prägenden Anteil an 
meiner Persönlichkeitsbildung. 
Mir ist dabei bewusst, dass die 
Bilanz der vermutlich meisten 
vom Berufsverbot Betroffenen 
oder damals Bedrohten deutlich 
negativer ausfällt, weil sie mit 
der Unmöglichkeit, ihren erlern-
ten (Wunsch)Beruf auszuüben, 
in ein existentielles, manchmal 
auch psychisches Loch fielen, 
aus dem Einzelne wohl nicht he-
rausgekommen sind.

Bei der erwähnten Feier im 
November 1980 wiesen wir 
bereits darauf hin, dass der Ra-
dikalenerlass und die mit ihm 
verbundene Regelanfrage in der 
Zukunft ein Damoklesschwert 
bleiben würde, das über der 
bundesrepublikanischen Ge-
sellschaft schweben und damit 
Anpasser- und Duckmäusertum 
begünstigen würde und jederzeit 
geschärft werden könnte, wenn 
der Staat oder seine Organe es 
für opportun halten würden. 
Leider hat sich diese Prognose 
bewahrheitet, wie verschiedene 
Fälle in jüngerer Vergangenheit 
und der Gegenwart zeigen. In 
der Bilanz haben sich die Berufs-
verboteverfahren der vergange-
nen 50 Jahre fast ausschließlich 
gegen Linke im weitesten Sin-
ne gerichtet, obwohl durchaus 
viele Fälle bekannt waren, wo 
(offen) Rechtsradikale im öf-
fentlichen und auch Schuldienst 

arbeiteten. Aktuell nimmt die 
Diskussion über Berufsverbote 
gegen Rechtsradikale an Fahrt 
auf. Damit werden alte Fragen 
neu aufgeworfen, die sicher wert 
wären, auch in der hlz diskutiert 
zu werden.

HANS-WERNER SCHÄFER

Distanzierungsgebot – sonst kein Rechtsschutz

Als Oberschulrat in der 
Projektgruppe Schulreform der BSB 
im Jahr 2009
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Nach den Berufsverboten ist 
vor den Berufsverboten
Interview mit Gerd Heide, einem der ersten auf 
Lebenszeit verbeamteten Lehrer mit Berufsverbot. 
Kurz vor seiner Suspendierung war er im Rahmen 
des Unvereinbarkeitsbeschlusses des DGB aus der GEW 
ausgeschlossen worden

hlz: Der dreimalige Boxwelt-
meister Muhammad Ali, der letz-
ten Monat 80 Jahre alt geworden 
wäre, sagte zu seiner Weigerung, 
in den Vietnam-Krieg einzutre-
ten: „Kein Vietkong hat mich 
jemals Nigger genannt.“ Er galt 
danach in den USA als Unper-
son und erhielt auch so etwas 
wie Berufsverbot: Ihm wurde 
der Weltmeisterschaftstitel im 
Schwergewicht aberkannt. Mitt-
lerweile wurde er von mehreren 
Präsidenten der USA zum Natio-
nalhelden erklärt. Deswegen die 
Frage an dich: Wie sieht es bei 
dir mit derlei Weihen aus? Wur-
de dir so etwas jemals zuteil?

Gerd Heide: Nein! Ich ver-
ehre Muhammad Ali. Allein 
deshalb kann ich mich nicht mit 

solch einem mutigen Mann ver-
gleichen.

hlz: Aber was war es bei dir? 
Wieso hast du im politischen 
Umfeld von damals diesen Mut 
gehabt, so gegen den Strich ge-
bürstet aufzutreten – in den Un-
terricht zu gehen und zu sagen: 
Leute, dieser Vietnam-Krieg, der 
ist ein Menschheitsverbrechen.

Gerd Heide: Ich nehme an, 
dass das mehr oder weniger ein 
verbreitetes Phänomen in der 
Lehrerschaft war, das so zu se-
hen und zu unterrichten. Das war 
ja auch nicht verboten. Die gan-
zen Materialien, die Pentagon-
Papiere, die waren ja nicht ver-
boten. Also – wie ich dazu kam? 
Ich war praktisch in dieser welt-
weiten Mobilisierung als Zeitge-
nosse eingebunden. Was uns alle 
irgendwie vereinnahmte – das 
war die Domino-Theorie. Die 
bestätigte sich glänzend. Nach 
Russland und China kamen Vi-
etnam, Kambodscha, Laos und 
was weiß ich. Alles geht so wei-
ter.

hlz: Also die Weltrevolution?

Gerd Heide: Ja und wir sind 
an der Spitze. Es kann nicht 
mehr lange dauern, dann ist die 
Weltrevolution siegreich auch 
bei uns angekommen. Das war 
so eine Stimmung, die unglaub-
lich mobilisierte und geradezu 
euphorisierte. Insofern war das 

eigentlich überhaupt kein Mut. 

hlz: Gab es auf der persön-
lichen Ebene noch Ereignisse, 
die dein politisches Engagement 
entfacht haben?

Gerd Heide: Na ja, man las 
den „Spiegel“. Das war die ein-
zige oppositionelle Quelle da-
mals und ich erinnere: Man ging 
ins Programmkino. Das war’s.

hlz: Und familiär?

Gerd Heide: In der Wohnung 
meiner Mutter war quasi eine 
WG, die bestand aus mir, meiner 
Schwester, meiner Frau und aus 
Christa Ohnesorg, der Frau von 
Benno Ohnesorg. Und Benno 

war zu Besuch bei uns, daher 
kannte ich ihn. 

1967 war ich in Mainz, da stu-
dierte ich Kunst. Dort rief mich 
meine Mutter am 3. Juni mor-
gens an. Sie sagte: „Ich muss dir 
sagen, die haben gestern Benno 
erschossen.“ (Der Student Benno 
Ohnesorg wurde am 2.6.1967 bei 
einer Protestdemonstration ge-
gen den Besuch des Schahs von 

Persien von einem Polizisten er-
schossen; die Red.). 

Ich weiß nicht, ob ihr schon 
mal eine Kalkspritze gekriegt 
habt, die so ein bisschen ausge-
rutscht ist. Die Zunge wird steif, 
damit kannst du ein Loch in die 
Wand bohren, du gerätst am gan-
zen Körper unter einen Stu-
por. Das geht dann wieder 
weg. Aber so ging es mir. 
Das war für mich der Punkt, 
wo ich von einem Tag auf 
den anderen in das links-
radikale Lager schwenk-
te. Das war sozusagen der 
Wendepunkt, nicht nur für 
mich, sondern auch für alle, 
die da in der Wohnung wa-
ren. Das war ein Hammer.

hlz: Und das alles pas-
sierte in der Hochphase des 
Vietnamkriegs. Der spielte 
ja eine entscheidende Rolle 
in deinem Konflikt an der 
Schule und in der Folge mit 
der Behörde. Wie kam es zu 
der Eskalation, die dann zu 
deinem Berufsverbot führte? 

Gerd Heide: Es ging, 
glaube ich, von zwei Mädchen 
der 10. Klasse aus, die ich am 
Gymnasium Kaiser-Friedrich-
Ufer (KaiFu) unterrichtete. Ge-
gen Ende des Schuljahres stand 
die Klassenarbeit als Abschluss 
an.

Wenn die Klassenarbeit droht, 
gibt es immer einige, die null 
Ahnung haben und hoffen, dass 
die Arbeit zumindest noch ein-
mal verschoben wird. Die gehen 
dann zum Schulleiter und scheu-
en sich auch nicht zu sagen: 
„Wenn wir schreiben, was wir 
meinen, dann kriegen wir eine 
schlechte Note“ – von mir. 

hlz: Wie ging es weiter?

Gerd Heide: Der Schulleiter 
kam zu mir und sagte: „Ich muss 
das mit Ihnen besprechen. Kön-
nen Sie mir mal die Aufgaben 

zeigen.“ Das hab’ ich natürlich 
gemacht und er sagt daraufhin: 
„Naja, ich gebe Ihnen den guten 
Rat, verschieben Sie die Arbeit.“ 

Ich daraufhin: „Ja, geben Sie 
mir den guten Rat oder geben Sie 
mir die dienstliche Anweisung?“ 
„Nein, nein, ich gebe Ihnen nur 

den guten Rat.“ Ich dann: „Na ja, 
den werde ich jetzt in den Wind 
schlagen. Überlegen Sie mal, 
wenn das Schule macht, dann 
können Sie das Arbeitenschrei-
ben hier an der Schule knicken. 
Wenn das rumgeht, heißt das 
doch bei den Schüler_innen: 
Komm, wir gehen zum Schul-
leiter und sagen: Ich glaube, ich 
kriege da eine schlechte Note, 
weil ich eine andere Meinung 
habe. Dann werden bestimmte 
Arbeiten gar nicht mehr ge-
schrieben.“ 

Daraufhin er: „Na gut, dann 
machen Sie mal. Aber ich sage 
Ihnen gleich: Ich muss diesen 
Vorgang natürlich der Schulbe-
hörde melden.“ 

hlz: Aus heutiger Sicht ist es 
eigentlich nicht so klar, wieso 
eine solche Sache der Behörde 

gemeldet werden muss…

Gerd Heide: Na ja, der Schul-
leiter war natürlich auch nicht so 
blöd, dass er sagte: Das haben 
die Mädchen sich selbst aus-
gedacht. In einem solchen Fall 
stecken in aller Regel immer die 

Eltern dahinter. Und wenn 
da nichts passiert, dann de-
nunzieren mich die Eltern 
bei der Schulbehörde. 

Schulleiter Genz war 
eigentlich ein anständiger 
Kerl, muss ich sagen. Er 
war ein autoritätsgläubiger 
Bürger, aber er hatte auch 
angenehme Seiten. Er war 
so ein väterlicher Typ. Vor 
allen Dingen hatten wir eine 
gute Stimmung im Kollegi-
um. Aber er war eben auch 
ein Kommisskopf. Zum 
Beispiel als ich 1968/69 da 
anfing, war die erste Frage, 
die er nicht nur mir stellte: 
„In welchem Regiment ha-
ben Sie gedient?“ Das lässt 
tief blicken. Das war eine 
ganz wichtige Information 
für ihn. Na ja, ich hatte ja 
nirgendwo gedient, weil ich 

weißer Jahrgang bin oder war.*

hlz: Hat sich der Konflikt, der 
später zum Berufsverbot führte, 
vor allen Dingen aus der Initi-
ative der Behörde heraus entwi-
ckelt?

Gerd Heide: Ja, so war es. Ich 
habe die Klassenarbeit schreiben 
lassen und eingesammelt. Und 
am übernächsten Abend kam 
ein Polizist und übergab mir den 

* Mehr über Otto Genz in der Nazi-
Biographie „Vom Wehrmachtsoffizier 
zum Schulleiter mit ‚fester Hand‘“, hlz 
3-4/2019 
„Weißer Jahrgang“ bedeutete: man 
brauchte keinen Wehrdienst abzuleisten. 
Geburtsjahrgänge 1930 bis 1937 wurden 
als bereits zu alt eingestuft, um in die 
Bundeswehr eingezogen zu werden, 
zudem wurden bereits Ausgebildete in der 
Wirtschaft benötigt.

Die vom heiligen Willy 
verordneten Berufsverbote 

und Unvereinbarkeits-
beschlüsse waren ja 

aus einem Guss
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Gerd Heide zu Zeiten des 
Hausverbots

Blick zurück: „Wir hatten eine gute Stimmung 
im Kollegium“ 
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schriftlichen Befehl, die Arbeits-
ergebnisse sofort bei der Behör-
de einzureichen. Das war merk-
würdig, weil ich die Arbeiten 
ja noch gar nicht durchgesehen 
hatte. Da konnten sie natürlich 
gar nicht dran rummäkeln, außer, 
dass ihnen die Fragen nicht ge-
passt haben. Das natürlich schon. 
Aber ich hatte da praktisch noch 
gar nicht mit der Bewertung die 
Hosen runtergelassen.

hlz: Das Thema der Arbeit 
war ja der Vietnamkrieg. Der nä-
herte sich zu dieser Zeit gerade 
seinem Ende…

Gerd Heide: Es war Ende Ap-
ril 1975. Am 29. April fiel Saigon 
und die 1. Mai-Kundgebung war 
hier natürlich sehr euphorisch: 
„1. Mai – Saigon ist frei“. 

Am 7. Mai waren die Ameri-
kaner schon längst aus Vietnam 
weg. Der Krieg war verloren, 
aber Deutschland kämpfte wohl 

weiter für den Endsieg: Am 7. 
5. wurde mir mitgeteilt, ich sei 
suspendiert und auf halbe Ration 
gesetzt. Es gebe ein Disziplinar-
verfahren mit dem Ziel der Ent-
fernung aus dem Dienst und ich 
hätte Hausverbot an allen Ham-
burger Schulen. 

hlz: Da kriegt man schon 
Schweißperlen auf die Stirn, 
oder?

Gerd Heide: Ja. Und am 5. 
Mai, zwei Tage vorher(!), bin ich 
aus der Gewerkschaft geflogen.

hlz: Behörde und Gewerk-
schaft also Hand in Hand?

Gerd Heide: Ja, klar. Ich mei-
ne: Die GEW-Führung war eine 
SPD-Gruppe. Und die vom hei-
ligen Willy verordneten Berufs-
verbote und Unvereinbarkeits-
beschlüsse waren ja aus einem 
Guss.

hlz: In der Reihenfolge?

Gerd Heide: Das war Zufall. 
Es hätte auch genau umgekehrt 
sein können mit dem Termin. 
Aber es war natürlich ganz wit-
zig, kurz vor der Entlassung 
noch aus der Gewerkschaft raus-
geflogen zu sein.

hlz: Du warst ja Gymnasial-
lehrer und Beamter auf Lebens-
zeit. Warst du der erste, der als 
Lebenszeitbeamter vom Berufs-
verbot betroffen war?

Gerd Heide: Das wohl nicht. 
Bei der Post gab es Leute aus 
der DKP. Aber als Lehrer war 
ich wohl der Erste. Die anderen 
Betroffenen waren fast alle Be-
rufsanfänger. 

hlz: Aber nun geht die Ge-
schichte ja noch weiter. Es kam 
zur Eskalation, nachdem du ge-
sagt hast: Hausverbot – das ma-
che ich nicht mit.

Gerd Heide: Genau. Ich bin 
in der großen Pause auf den 
Schulhof gegangen und habe 
gesagt: „Ich komme jetzt in den 
Unterricht.“ Dann haben die 
Schüler_innen mich da rein-
gelotst. Der Schulleiter stand 
da zwar und der Stellvertreter 
auch, aber das nützte gar nichts. 
Der Stellvertreter wurde gleich 
von irgendeinem Schüler in den 
Schwitzkasten genommen. Dann 
bin ich oben in meinen Kunstsaal 
gegangen mit der 10. Klasse, die 
da nach Plan dran war. Da hatte 
ich Sozialkunde. 

Draußen standen ungefähr 
200 bis 300 Schüler_innen Wa-
che. Die Schulleitung hatte die 
Polizei gerufen und die kam mit 
zwei, drei Polizisten. Sie guck-
ten sich das da oben an, aber es 
war aussichtslos für sie. 

An diesem Tag habe ich eine 
Stunde rumgemacht und dann 
bin ich gegangen. Dadurch hatte 
ich Hausfriedensbruch began-
gen. Und ich habe gesagt: „Ich 
komme wieder.“ 

Am nächsten Tag hatten sie 
sich aber vorbereitet. Ich kam 
schon in die Schule rein, aber 
draußen war alles voller Polizei, 
vier Hundertschaften, alles vol-
ler Autos die beiden Straßen…

hlz: ...Bundesstraße, Hohe 
Weide

Gerd Heide: Und ich habe 
noch gesehen: Der ganze Park 
war voller verkleideter Agen-
ten, die nachher bei der Polizei 

auftauchten. Die machten so 
Parkenschieter mit Aufsammeln 
und so. Die sind da rumspa-
ziert. Ich bin also in die Schule 
reingegangen und saß wieder in 
meinem Raum, draußen hunder-
te von Schüler_innen. Aber dann 
haben sie das Gebäude gestürmt 
und haben sich richtig gnaden-
los durch die Schüler_innen ge-
knüppelt. Sie haben mich fest-
genommen und hinten über die 
Feuertreppe abgeführt. 

hlz: Hattest du auch nur an-
satzweise mit so einer Reaktion 
gerechnet, dass die dich wirklich 
im Polizeigriff aus der Schule 
rausführen, also abführen wie 
einen hoch Kriminellen.

Gerd Heide: Ich habe mich 
über nichts gewundert, muss ich 
ganz ehrlich sagen. Ich fand das 

alles aus deren Sicht nur folge-
richtig. Klar, was sollen sie sonst 
machen?! 

hlz: Du hattest Familie. Wie 
hat deine Frau mitgespielt?

Gerd Heide: Na ja, sie hat 
das natürlich auch nicht so doll 
gefunden, aber wir haben zu-
sammengehalten. Was auch noch 
interessant ist: Mein Sohn, der 
jüngere, ging ins Bismarckgym-
nasium um die Ecke. Dort bin 
ich zum Elternvertreter gewählt 
worden. 

Die Eltern kannten alle meine 
Geschichte. Ich hatte ja Haus-
verbot und konnte eigentlich gar 
nicht zur Wahl gehen. Das hat 
mich amüsiert. Ich habe gesagt: 
„Ich gehe jetzt zur Elternver-
sammlung von meinem Sohn.“ 
„Was machen Sie da? Ja, gehen 
Sie mal.“ Dann bin ich hinge-
gangen und gewählt worden. 

Ich hatte als Lehrer Hausver-
bot an allen Hamburger Schulen, 
als Elternvertreter konnte ich 
aber überall reingehen, was ich 
auch gemacht habe. Da waren 
sie also so richtig in einer Verlie-
rerposition. Das hat mich natür-
lich auch sehr gefreut.

hlz: Jetzt aber noch einmal 
zum Ausschluss aus der GEW. 
Wie waren die Auseinanderset-
zungen, gab es Solidarität mit 
dir? 

Gerd Heide: Ja, bei den Kol-
leg_innen hatte ich zum Teil 
Unterstützung. Und ich hatte 
niemanden, der mich offen an-
gefeindet hätte. Nicht mal der 
Schulleiter. Der hatte nur seine 
Pflicht getan.

hlz: Das kennen wir ja aus der 
deutschen Geschichte (s. Fuss-
note S. 61). Aber wie war es mit 
der GEW?

Gerd Heide: Ich wurde ein-
fach sang- und klanglos mit ei-

Ich hatte als Lehrer 
Hausverbot an allen 

Hamburger Schulen, als 
Elternvertreter konnte ich 

aber überall reingehen, was 
ich auch gemacht habe.

Bericht eines Augenzeugen; aus: 
Rebell v. 7. Mai 1975; https://
mao-projekt.de/BRD/NOR/HBG/
Hamburg_Berufsverbot_Gerd_
Heide.shtml

Das Hausverbot wird mit staatlicher Gewalt durchgesetzt
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nem Schriftstück ausgeschlos-
sen. Da gab es nichts weiter. Ich 
war nicht der Einzige (Es waren 
23; die Redaktion).

Ich kriegte eine Mitteilung, 
weil die GEW mich in einem für 
sie radikalen Umfeld vermutete. 
Ich hatte mich damals der KPD/
AO (Aufbauorganisation) ange-
nähert, nicht als Mitglied, aber 
als Sympathisant. Aber das, was 
die Schulbehörde vermied, nahm 
die GEW wohl bereits als Tatsa-
che. 

Jedenfalls muss der GEW in 
dieser Richtung etwas bekannt 
gewesen sein. Aber das wollten 
sie natürlich nicht zum Grund 
machen, weil dann unter Um-
ständen auch die Informanten 
aufgeflogen wären. Deswegen 
haben auch sie sich auf den Un-
terricht kapriziert. Sie dachten, 
das reicht. Und das tat es denn 
ja auch. 

hlz: Hat der Ausschluss aus 
der GEW das Berufsverbot letzt-
lich auch erleichtert?

Gerd Heide: Ja. Ich hatte 
dadurch auch keinen Rechtsbei-
stand gekriegt.

hlz: Wie war es mit anderen 
Opfern der Berufsverbote? Gab 
es Solidarität aus diesem Um-
feld?

Gerd Heide: Ich hatte dieses 
KPD-Umfeld, in dem ich mich 
bewegte. Die waren natürlich 
auf meiner Seite, das ist klar. Die 
Schüler_innen waren auf meiner 
Seite, die Eltern zum großen Teil 
auch. Eine Minderheit von Kol-
legen war auch auf meiner Seite. 
Insofern war das zeitweilig eine 
Situation, wo es für mich frag-
lich war, ob die Behörde sich 
durchsetzen kann. Aber das ist 
natürlich naiv gewesen. 

Auf jeden Fall hatte ich Un-
terstützung von verschiedenen 
K-Gruppen. Die DKP dagegen 
hat für mein Berufsverbot ge-

trommelt, das sollte man nicht 
verschweigen.

hlz: Kann man das wirklich so 
dezidiert sagen?

Gerd Heide: Ja. Es gibt 
schriftliche Äußerungen.

Aber dafür gab es Unter-
stützung aus dem Ausland. In 
Schweden gab es eine internati-
onale Berufsverbote-Veranstal-
tung. 

Dort wurde über die Berufs-
verbote auf eine ganz harte Wei-
se diskutiert, was mich bei den 
Schweden wundert. Die Berufs-
verbote wurden geradezu radikal 
verurteilt. Es wurde in Artikeln 
gefordert, dass die Leute, die 
das gemacht haben, vor Gericht 
kommen. Die Diskussion war da 
sehr zugespitzt. 

hlz: Hatte das Ganze nachher 
noch juristisch einen Endpunkt?

Gerd Heide: Es gab mehre-
re Verfahren. Einmal die Straf-
verfahren wegen zweimaligem 
Hausfriedensbruch. Da ist nichts 
gekommen, obgleich diese Vor-
würfe juristisch am leichtesten 
hätten verfolgt werden können. 
Die wurden jedoch vom Gericht 
eingestellt. Aber dann gab es 
noch ein Disziplinarverfahren.

hlz: Weshalb eigentlich? Weil 
du die falschen Fragen gestellt 
hattest oder „verbotene Wahr-
heiten“ verbreitet hattest, wie du 
dich selbst ausdrücktest?

Gerd Heide: Wegen Indoktri-
nation der Schüler_innen. 

hlz: Aber wenn sie dir den Vor-
wurf der Indoktrination gemacht 
haben, müssten sie doch gesagt 
haben, womit du die Schüler_in-
nen indoktriniert hast?

Gerd Heide: Nö. Eine eigent-
liche Diskussion um die Sache 
gab es nicht. Die wollten das 

durchziehen. Raus mit dem Kerl, 
Schluss! Es gab keine Gnade.

Es hat auch lange gedauert. 
Ich bin ja ’75 rausgeflogen und 
erst Ende ’81, kurz vor Weih-
nachten, war das endgültige Ur-
teil: Entlassung aus dem Dienst. 
Sechs Jahre hatte das also ge-
dauert. Ich wusste vorher, dass 
ich null Chancen hatte. Ich hatte 
mich deshalb auch schon lange 
vorher in ganz Deutschland be-
worben. Ich weiß nicht: Es war 
so eine mittlere zweistellige Zahl 
an Bewerbungen.

hlz: Wie war die Reaktion auf 
deine Bewerbungen? Wussten 
die Schulen alle über deinen Fall 
Bescheid?

Gerd Heide: Das Zentral-
organ für derlei Anzeigen war 
damals die ZEIT. Wenn du dich 
jetzt irgendwo auf so eine An-
nonce bewirbst und du wirst 
nicht genommen, dann kriegst 
du einen Brief: „Vielen Dank 
für Ihre Bewerbung. Leider usw. 
… Anbei Ihre Unterlagen.“ Ich 
habe immer einen Brief gekriegt, 
der ungefähr so aussah: „Eine 
Bewerbung von Ihnen kommt 
nicht infrage.“ Keine Rücksen-
dung der Unterlagen und auch 
kein „leider“. 

Die hatten natürlich alle in 
Hamburg angerufen: Was ist 
denn das für ein Vogel? Beamter 
auf Lebenszeit und jetzt bewirbt 
er sich hier in Bayern? Dann ha-
ben sie das gesagt und dann war 
es aus.

Viel später habe ich in Ham-
burg noch ein Gnadengesuch 
gemacht: 1990, als ich dachte, 
diese ganzen Frontstellungen 
sind völlig obsolet. Ich hatte 
zwei prominente Fürsprecher: 
die Schulsenatorin Raab und der 

vorherige Schulsenator Grolle. 
Aber es hat nichts genützt, das 
Gesuch ist abgelehnt worden. 

hlz: Du hast dann Arbeit in ei-
nem Edelinternat gefunden – wie 
kam das?

Gerd Heide: Ich bin nach 
dieser erfolglosen Odyssee von 
Bewerbungen im Internat Lou-
isenlund in Schleswig-Holstein 
gelandet. Das ist ein Edelinter-
nat, es wurde 1949 von Kurt 
Hahn gegründet, der auch Salem 
ins Leben gerufen hat. In der Zeit 
der britischen Besatzung wurden 
Großgrundbesitzer zu allen mög-
lichen Sachen bewogen, so auch 
die Familie Schleswig-Glück-
stadt-Sonderburg zur Einrich-
tung der Stiftung Louisenlund. 
Und dort wurde ich 1982, genau 
elf Tage, nachdem ich endgültig 
aus der Schule flog, eingestellt. 
Es gab da eine ganze Menge von 
fantastischen Zufällen, wodurch 
ich den Job gekriegt habe.

hlz: In der Obhut des Adels, 
gepaart mit dem diskreten 
Charme der Bourgeoisie?

Gerd Heide: Kann man so 
sagen.

hlz: Und die hatten dann keine 
Probleme mit deiner Vergangen-
heit?

Gerd Heide: Nö, überhaupt 
nicht. Ich war dort Lehrer für 
Kunst und Geschichte.

Diese ganze Adelsmischpoke 
und die Bourgeoisie haben ja 
ein ganz ausgeprägtes Klassen-
bewusstsein, das ihnen ein un-
geheures Selbstbewusstsein ver-
leiht. Ich hätte den ganzen Tag 
mit einer roten Fahne rumlaufen 
können. Die hätten wahrschein-
lich nur gesagt, „sieht ja komisch 
aus“.

hlz: Gab es keine politischen 
Vorbehalte?
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In Schweden wurden die 
Berufsverbote geradezu 

radikal verurteilt

Druck von der Zentrale auf den Hamburger Landesverband. Kam es 
deswegen bereits zwei Monate später zu 23 Ausschlüssen von Hamburger 
GEW-Mitgliedern zu diessem Zeitpunkt? Damit lag Hamburg an der 
Spitze von insgesamt bundesweit 63 Ausgeschlossenen, während aus 
mehreren anderen Landesverbänden noch keine Ausschlüsse gemeldet 
wurden. Vgl.: Alexandra Jaeger, Abgrenzungen und Ausschlüsse; Die 
Unvereinbarkeitsbeschlüsse in der GEW-Hamburg in den 1970er Jahren,
S. 63, Weinheim 2020
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Fall 
Hausw

aldPeng – und schon 
warst du draußen
Wie es einem Kollegen erging, der allein wegen eines aufklärerischen 
Sexualkundeunterrichts aus der GEW ausgeschlossen wurde

Zu erzählen ist vom Erleben 
eines obrigkeitsstaatlichen Zu-
sammenspiels einer Schulleite-
rin mit der Behörde gegen einen 
nicht genügend „spurenden“ 
Junglehrer, von einem Fall von 
Disziplinierung also – und von 
einem gegen alles Linke mit ge-
radezu panischer Angst erfüllten 
Zeitgeist – und dem DGB mit 
ihm.

In den späten Sechzigern wa-
ren auf einmal mehrere Gym-
nasien im Aufbau gegründet 
worden. Schön für viele Anwär-
terinnen und Anwärter auf Di-
rektoren-Stellen, schlecht jedoch 
für dem konservativ orientierten 
Philologenverband zuneigende 
typische Gymnasialleiter, die 
jedes Jahr mit jungen Referen-
daren und Referendarinnen be-
glückt wurden: junge Leute, ge-
rade dem Seminar entsprungen, 
glücklich gespannt auf ihre erste 
Stelle, erfüllt mit den bildungs-
politischen Ideen der späten 60er 
Jahre. 

Liebevolles Beobachten und 
Fördern in der 5. und 6. Klasse 
war für uns angesagt. Nicht so 
für die gestandene Schulleiterin 
und ihre (vermutlich erwählten) 
drei älteren Kollegen, mit denen 
sie zwei Jahre zuvor die neue 
Schule (untergebracht in Pavil-
lons) mit drei fünften Klassen 
gegründet hatte.

Recht bald schon wurde uns 
Neuen nahe gelegt, rechtzeitig 
die Eltern der für das Gymna-
sium „ungeeigneten“ Schüler 
und Schülerinnen dahingehend 
zu beraten, dass sie ihre Kinder 
doch nach der 5.Klasse an eine 
H/R-Schule ummelden sollten. 

Dies sei für das Selbstgefühl 
der Kinder und ihre Lernerfolge 
(auf dem anderen Niveau) viel 
förderlicher, somit menschen-
freundlicher. 

Ich blieb mit einigen der 
„Neuen“ bei dem, was wir im 
Studienseminar für uns als ein-
leuchtenden Weg eines gesell-
schaftlichen Erneuerungsweges 
erkannt hatten (sozialer Aus-
gleich durch kompensatorische 
Erziehung). Das kam bei der 

Schulleitung nicht so gut an, wie 
sich zeigte.

Nach drei Jahren Arbeit an 
meiner ersten Schule und am 
letzten Tag vor den Schulferien 
teilte mir die Direktorin mit, ich 
möge auf dem Weg nach Hause 
doch in der Schulbehörde zu ei-
nem Termin vorbeifahren. 

Frohgemut dachte ich: Aha, 
die Ernennung zum Studienrat 
steht an. Die erfolgte dann zwar 
auch, der eigentliche Anlass für 
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Gerd Heide: Eher als Anek-
dote. Wir hatten vom Innen-
ministerium Broschüren zur 
politischen Bildung über das 
„Parlamentarische System der 
Bundesrepublik“. Da war alles 
Mögliche drin, unter anderem 
ein Wahlschein von der Bundes-
tagswahl ’76. Ein völlig irrsin-
niger Zufall: ausgerechnet einer 
aus Hamburg-Eimsbüttel, auf 
dem ich als Kandidat der KPD 
drauf war. Das kriegte nun jede 
10. Klasse. Die Schüler_innen 
sagten: Das ist doch unser Hei-
de! Weiter nichts. Irgendwann 
kriegten die Eltern das aber mit 

und intervenierten beim Schul-
leiter.

Wir hatten uns bis dahin bes-
tens verstanden, aber er musste 
mich natürlich ins Gebet neh-
men. Also sagt er: „Das wird 
jetzt ernst, ich muss da irgend-
was machen, die Eltern sind jetzt 
auf der Barrikade.“ 

Es war noch gar nichts spruch-
reif, da sprach mich ein Schüler 
aus der 12. Klasse an und sagt zu 
mir: „Herr Heide, ich habe ge-
hört, Sie haben politische Prob-
leme. Wenn Sie es mir erlauben, 
würde ich mich gerne für Sie 
verwenden.“ Wohl etwas irritiert 

habe ich gesagt: „Ja, natürlich!“ 
Dann hat der Schüler mit dem 
Schulleiter zusammen einen 
Brief an die Eltern geschrieben 
und unterzeichnet – und damit 
war Schluss.

hlz: Wieso?

Gerd Heide: Der Name dieses 
Schülers: Alexander von Witzle-
ben. Der General von Witzleben 
war dieser alte große Mann, der 
als Angeklagter des 20. Juli (we-
gen des Attentats auf Hitler; die 
Red.) vor Freisler im Volksge-
richtshof seine Hose festhalten 
musste. Das war sein Großvater. 
Nachdem die Eltern den Namen 
gelesen hatten, kam nichts mehr.

hlz: Gerade im Zusammen-
hang mit der AfD und deren völ-
kischem Flügel gibt es teilweise 
die Diskussion, ob es für Leute 
aus deren Umfeld wieder Berufs-
verbote geben könnte.

Gerd Heide: Was auffällt, ist 
immer, dass Rechte in der Be-
ziehung mit Samthandschuhen 
angefasst werden, das hat sich 
nicht geändert. 

Man muss ja sehen: Damals 
mit Vietnam und 1968 und den 
Folgen – da waren wir ja kurz 
davor, die meinungsmäßige He-
gemonie zu bekommen oder wir 
glaubten, dass wir sie hatten. Das 
ist heute auf jeden Fall anders. 
Insofern sind die Linken jetzt 
doch harmlos: Es sind vereinzel-
te Leute, die mehr oder weniger 
sagen, was sie nicht gut finden. 
Deswegen ist ein Berufsverbot 
gegen Linke nur ein schlafender 
Tiger. Aber: Nach den Berufs-
verboten ist vor den Berufsver-
boten.

 
hlz: Wir danken dir für das 

Gespräch!
Die Fragen stellten

JOACHIM GEFFERS
und MANNI HEEDE

Gerd Heide: Vom Kunsterzieher zum Künstler mit einem seiner Bilder – 
Der Künstler im Atelier seines Meisters bei der Arbeit; Motiv C.F. Kersting, 
Caspar David Friedrich im Atelier 1811 – nächste Ausstellung ab 13.2. – 
13.3. im Kulturkreis Torhaus Wellingsbüttel; www. kulturkreis-torhaus.de
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GEW hatte ich bis dahin einen 
Verbündeten gegen rückwärtsge-
wandte Kräfte wie meine Schul-
leitung gesehen und die Ge-
werkschaft für meine politische 
Heimat gehalten. 

Diese von extremer Berüh-
rungsangst gegenüber radikale-
ren linken Orientierungen be-
stimmte Politik hielt ich damals 
und halte ich weiterhin für einen 
unverzeihlichen Sündenfall der 
damaligen SPD/DGB-Linie.

Umso schöner und tröstlicher, 
dass wenigstens jetzt nach Jahr-
zehnten die damaligen Vorgänge 
aufgearbeitet worden sind und 
werden und eine freundliche 

Geste der Wiedergutmachung 
angeboten wurde.

Für mich schloss sich der 
Kreis auf sehr symbolhafte Wei-
se, als wir 80jährigen kürzlich 
zur festlich gestalteten Feier ein-
geladen waren an eben den Ort, 
der vor etwa 40 Jahren für mich 
der Ort einer so einschneidend 
negativen Erfahrung geworden 
war.

Dank an alle heutigen GEW-
Verantwortlichen, die diesen 
Aufarbeitungsprozess in die 
Wege geleitet, verantwortet und 
finanziert haben!

Ein später, aber guter Schritt!
IVE HAUSWALD

50 JAHRE BERUFSVERBOTE 
UND UNVEREINBARKEITSBESCHLÜSSE

Die Bereitschaft ist da
Die GEW erwartet von den Verantwortlichen 

in Bund und Ländern die politische und materi-
elle Rehabilitierung der Menschen, die der am 
28. Januar 1972 von Bundeskanzler Willy Brandt 
(SPD) und den Länder-Regierungschefs beschlos-
sene „Radikalenerlass“ getroffen hat. Zudem ist 
eine nachhaltige, wissenschaftlich fundierte Auf-
klärungsarbeit über diese Zeit und die Folgen des 
so genannten „Extremistenbeschlusses“ dringend 
notwendig. „Der ‚Radikalenerlass‘ hat individu-
elle Grundrechte der Betroffenen verletzt. Be-
werberinnen und Bewerber für den öffentlichen 
Dienst, darunter zahlreiche linke Lehrkräfte, sind 
teils kollektiv diffamiert und verfolgt worden. So 
wurden vielen Menschen Berufs- und Lebens-
perspektiven genommen und das Vertrauen in 
die Demokratie sowie in den Rechtsstaat mas-
siv beschädigt“, betonte GEW-Vorsitzende Mai-
ke Finnern in Frankfurt am Main mit Blick auf 
den 50. Jahrestag des „Radikalenerlasses“ (…). 
Deshalb unterstütze die Bildungsgewerkschaft 
die Anliegen der Betroffenen, die Wiedergutma-
chung fordern. „Die Betroffenen erwarten für das 
Unrecht, das sie erleben mussten, zu Recht eine 
Entschuldigung und eine finanzielle Entschädi-
gung.“ (Aus: Presserklärung GEW-Bund zu 50 
Jahren Radikalenerlass v. 27. Januar 2022)

Als GEW Hamburg fordern wir von Seiten der 
Politik eine umfassende Rehabilitation der Be-

troffenen (…)
• Ein Eingeständnis der Politik hier in Hamburg, 
dass der Radikalenerlass eine Fehlentscheidung 
gewesen ist.
• Eine offizielle Entschuldigung bei den Betroffe-
nen für das ihnen zugefügte Unrecht.
• Vorschläge der Politik für eine Rehabilitierungs- 
und Entschädigungsleistung.
• Eine Aufarbeitung der Hamburger Berufsver-
botefälle seitens des Senats. Das Land Nieder-
sachsen hat am 15.12.2016 ein solches Vorgehen 
für sich beschlossen. (Aus: Presseerklärung 20. 
August 2018)

„Als GEW Landesverband Hamburg nehmen 
wir die nun vorliegende Arbeit von Andrea Jä-
ger (s. Literaturhinweis S. 64) zum Anlass, den 
Betroffenen gegenüber um Entschuldigung zu 
bitten, zudem haben wir weitere Maßnahmen be-
schlossen, um diesen unseren Respekt zu vermit-
teln: Dazu gehört eine ‚Anerkennungspauschale‘ 
sowie eine beitragsfreie Mitgliedschaft. Auch 
wenn das begangene Unrecht nicht rückgängig 
gemacht werden kann, so möchten wir doch da-
mit die Betroffenen deutlich um Entschuldigung 
bitten“, kommentierte Fredrik Dehnerdt, stellver-
tretender Vorsitzender der GEW Hamburg. (Aus: 
Presseerklärung v. 11. Dezember 2019)

das Gespräch war jedoch ein 
anderer. Mich empfing nicht der 
OSR Müller allein, auch sein 
Vorgesetzter war zur Stelle und 
mir wurde ein Katalog mit Ver-
fehlungen vorgelegt, zu denen 
ich Stellung nehmen sollte. An 
nur wenige der Punkte erinnere 
ich mich, sie waren aber auch zu 
läppisch, um sie sich zu merken.

Nicht vergessen kann man 
jedoch den „Trumpf“ der Befra-
gungsliste:

„Herr Hauswald, stimmt es, 
dass sie in ihrem Sexualkunde-
unterricht den Schülern gesagt 
haben, man könne Selbstbefrie-
digung auch mit dem Besenstiel 
betreiben?“

Was war da geschehen?!
Sexualkundeunterricht wur-

de in diesen Jahren seitens der 
Schulleitung als Ableistung 
einer unerwünschten Aufgabe 
organisiert. Er bestand darin, 
dass die fünf fünften Klassen 
in zwei Gruppen in einem der 
Klassenräume (die leider die 150 
Schüler und Schülerinnen nicht 
auf einmal fassten) jeweils etwa 
20minütige Filme der Landes-
bildstelle über die männlichen 
und weiblichen Geschlechtsor-
gane (vorwiegend Schnittzeich-
nungen!) vorgeführt bekamen. 
Abschließend kam die Frage der 
Schulärztin Dr. Lange-Freitag: 

„Habt ihr dazu noch Fragen?“
Diese Vorstellung erschien mir 

nicht so besonders hilfreich und 
aufklärend. Ich fand ein auch für 
Kinder der 6. Klasse schon gut 
brauchbares Buch, ein dänisches, 
das damals gerade erschienen 
war. Wohl wissend, dass ich ein 
damals „heißes Eisen“ berührte, 
bat ich die Elternvertretung mei-
ner Klasse um kritisich-prüfende 
Lektüre. Sie fanden das Buch 
ebenfalls in Ordnung und emp-
fahlen den Kauf auf einem El-
ternabend.

Im Kapitel Selbstbefriedigung 
rät der Autor (Bent H. Claesson, 
Sexualaufkllärung für Jugend-
liche), den Kindern Präservati-
ve in die Hand zu geben, damit 
sie diese kennen lernen. Um sie 
spielend auch mal auszupro-
bieren, gab es damals ziemlich 
sicher noch nicht den später ge-
bräuchlichen Holzpimmel. 

Was also lag näher, als die 
Kinder den Gummi mal über ei-
nen Besenstiel streifen und wie-
der abrollen zu lassen? Das fan-
den sie – wie man sich denken 
kann – sehr vergnüglich.

Wie war dies zur Schulleitung 
und dann als „Trumpf“ in die Be-
hörde gelangt?

Durch ein feines „Netzwerk“, 
beginnend bei einer Schülerin 
der Klasse, die den „Vorfall“ 
unter anderem an ihre ältere 
Schwester gegeben hatte, die 
wenig später als Kollegin an die 
Schule kam und dauerhaft blieb.

Beim Termin in der Schul-
behörde war die abschließen-
de Frage, ob ich nicht auch der 
Meinung sei, dass mein Verhält-
nis zur Schulleitung zerrüttet sei 
und ob ich darum lieber an einer 
anderen Schule weiterarbeiten 
sollte. Ich wollte nicht, da ich 
mich in der Arbeit mit meinen 
Klassen sehr wohl fühlte.

Aber danach fragte unser 
Dienstherr nicht. Drei Tage vor 
Ende der Ferien erhielt ich die 
Nachricht, dass ich meinen wei-
teren Dienst am Hansa-Kolleg 

zu leisten habe. Bisher hatte ich 
Klasse 5 bis 7 unterrichtet. Ab 
sofort also nur noch gymnasiale 
Oberstufe - und zwar mit Er-
wachsenen. 

Interessante Erfahrung ca. 6 
Jahre später (Ende der 70er Jah-
re): Zwei Kollegen meiner ersten 
Schule traten ihre Arbeit an einer 
Schule des (wieder) 1. Bildungs-
weges, in den ich mich zurück 
beworben hatte, an: Sie waren 
zwei von 10 Kollegen, die sich 
aus meiner ersten Schule alle 
auf einen Schlag wegbeworben 
hatten und alle auf einen Schlag 
gehen gelassen wurden! Ein 
meines Wissens einzigartiger 
Vorgang!

Ausschluss aus der GEW
Über die Vorfälle an diesem 

bemerkenswerten Gymnasium 
wurde innerhalb unserer GEW-
Kollegiumsgruppe eine Doku-
mentation über meinen Diszipli-
nierungsfall erstellt. Die Vorfälle 
waren in den Folgemonaten auch 
Thema auf der Schulkreiskonfe-
renz Hamburger Osten. 

Ebenso interessiert an solchen 
Fällen von Disziplinierung un-
terhalb der damals praktizierten 
Berufsverbote zeigte sich auch 
eine der damals vielen linken 
Gruppierungen. Diese lud Bern-
hard Laux, der Ähnliches an sei-
ner Schule erlebt hatte und mich 
ein. Wir nahmen an und berich-
teten.

Das hätten wir besser nicht ge-
tan, wenn uns an unserer GEW-
Mitgliedschaft lag.

In panischer Angst gegenüber 
allem, was sich links der SPD 
verstand, waren damals SPD und 
Gewerkschaften gefangen. Ganz 
„demokratisch“ wurden Bern-
hard gerade eben nicht und ich 
gerade eben doch aus der GEW 
ausgeschlossen. So geschehen 
auf der Hauptversammlung un-
serer Hamburger GEW-Kollegen 
und -Kolleginnen im Curiohaus.

Dies war seinerzeit ein extrem 
harter Schlag für mich. In der 
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Auf der Ehrenfeier der GEW im 
November 2021


